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Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Urteils
des Sozialgericht Regensburg vom 26. Januar 2000 sowie des Bescheides vom 10.
MÃ¤rz 1997 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25. Juni 1997
verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 01.11.1996 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu leisten,
soweit nicht Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung besteht.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit.

Der 1959 geborene KlÃ¤ger hat den Beruf des Malers/Lackierers erlernt und in
diesem Beruf 1983 die MeisterprÃ¼fung abgelegt. Seit 1987 ist er als
Handwerksmeister mit einem Malerbetrieb selbststÃ¤ndig tÃ¤tig und beschÃ¤ftigt
ca. 6 Gesellen und 9 Lehrlinge. FÃ¼r diese TÃ¤tigkeit hat er Handwerker
PflichtbeitrÃ¤ge bis 1995 entrichtet.
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Am 13.01.1995 erlitt er einen Arbeitsunfall, der von der Bau- berufsgenossenschaft
Bayern und Sachsen mit einer Unfallrente nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit in HÃ¶he von 50 v.H. entschÃ¤digt wird. Als Unfallfolgen sind
verformende VerÃ¤nderungen der Gelenke zwischen Sprungbein und Fersenbein
beidseits mit liegenden Schraubenresten und Reizzustand, sekundÃ¤re
Ergussbildung und FunktionsstÃ¶rung in beiden oberen Sprunggelenken,
wesentliche StÃ¶rungen der AchsenverhÃ¤ltnisse in Form einer x-fÃ¶rmigen
Fehlstellung der RÃ¼ckfÃ¼Ã�e und Abflachung der FuÃ�gewÃ¶lbe,
Muskelminderung an beiden Unterschenkeln anerkannt.

Am 19.11.1996 beantragte der KlÃ¤ger wegen der Folgen dieses Arbeitsunfalls bei
der Beklagten Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Im Verwaltungsverfahren wurde er durch den Arzt fÃ¼r Chirurgie Dr.B. untersucht,
der den KlÃ¤ger noch zu einer vollschichtigen ErwerbstÃ¤tigkeit mit leichten
Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen mit gelegentlichem Gehen und Stehen in der
Lage beurteilte. Seine TÃ¤tigkeit im Beruf des Malermeisters sei damit nicht mehr
mÃ¶glich, andererseits sei er im BÃ¼rowege noch in der Lage, seinen eigenen
Betrieb zu fÃ¼hren, auch wenn er nicht mehr vollwertig aufsichtsfÃ¼hrend
auÃ�erhalb seines BÃ¼ros tÃ¤tig sein kÃ¶nne.

Mit Bescheid vom 10.03.1997 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab, angesichts
des verbliebenen LeistungsvermÃ¶gens und der FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers leichte
Arbeiten vollschichtig Ã¼berwiegend im Sitzen zu verrichten, sei der KlÃ¤ger weder
berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig und insoweit auch auf aufsichtsfÃ¼hrende
BÃ¼rotÃ¤tigkeiten in seinem eigenen Betrieb verweisbar.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Widerspruch eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat er eine
Stellungnahme des Landesinnungsverbandes des bayerischen Maler- und
Lackiererhandwerks vom 14.03.1997 vorgelegt, worin ihm bestÃ¤tigt wird, dass die
FÃ¼hrung eines handwerklichen Kleinbetriebes nicht "vom Schreibtisch aus"
mÃ¶glich sei. Mit Widerspruchsbescheid vom 25.06.1997 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Auch wenn der KlÃ¤ger seinen eigenen Betrieb im
BÃ¼rowege nicht fÃ¼hren kÃ¶nne, so sei er auch auf TÃ¤tigkeiten im
BÃ¼robereich eines grÃ¶Ã�eren Malerbetriebes verweisbar. Auch habe es das
Bundessozialgericht fÃ¼r durchaus zumutbar erachtet, dass ein Handwerksmeister
seinen eigenen Betrieb durch Ã�nderung der Organisation so umgestalte, dass er
darin einen gesundheitlich zumutbaren Arbeitsplatz finde.

Dagegen hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht Regensburg Klage erhoben, mit der er
weiter Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit begehrt.

Das Sozialgericht hat zunÃ¤chst ein Terminsgutachten des Sportmediziners Dr.K.
vom 30.03.1999 eingeholt, der im Wesentlichen die Folgen des Arbeitsunfalls vom
13.01.1995 festgestellt und den KlÃ¤ger mit RÃ¼cksicht darauf zu einer
vollschichtigen TÃ¤tigkeit vorwiegend im Sitzen in der Lage beurteilt hat. Es kÃ¤me
im Wesentlichen eine TÃ¤tigkeit im BÃ¼robereich eines groÃ�en Malerbetriebes in
Betracht, wofÃ¼r der KlÃ¤ger durchaus das erforderliche Anpassungs- und
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UmstellungsvermÃ¶gen zeige.

Auf den Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG hat Prof.Dr.L. ein
orthopÃ¤disches Gutachten zum beruflichen LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
erstattet. In seinem Gutachten vom 25.06.1999 hat der Ã¤rztliche
SachverstÃ¤ndige im Wesentlichen auf Grund der bereits bekannten Unfallfolgen
zwar eine vollschichtige ErwerbstÃ¤tigkeit mit leichten Arbeiten Ã¼berwiegend im
sitzen fÃ¼r mÃ¶glich erachtet, Wegstrecken von viermal tÃ¤glich 500 m in einer
angemessenen Zeit â�� ca.7 Minuten â�� zurÃ¼ckzulegen seien dem KlÃ¤ger
jedoch nicht mÃ¶glich.

Dagegen vertrat die Ã�rztin fÃ¼r Chirurgie Dr.P. vom SozialÃ¤rztlichen Dienst der
Beklagten in ihrer Stellungnahme vom 10.08.1999 die Ansicht, dass der KlÃ¤ger
trotz der Unfallverletzungsfolgen noch Gehstrecken von 600 bis 800 m zweimal
tÃ¤glich in einer Zeiteinheit von 20 Minuten zurÃ¼cklegen kÃ¶nne. Unter der
MaÃ�gabe, dass der KlÃ¤ger adÃ¤quates orthopÃ¤disch angepasstes Schuhwerk
benÃ¼tze, sei seine WegefÃ¤higkeit nicht auf unter 500 m viermal tÃ¤glich
eingeschrÃ¤nkt.

Mit Urteil vom 26.01.2000 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger
habe keinen Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit.
Angesichts des verbliebenen Leistungs- vermÃ¶gens mit der FÃ¤higkeit kÃ¶rperlich
leichte TÃ¤tigkeiten voll- schichtig auszuÃ¼ben sei er keinesfalls erwerbsunfÃ¤hig.
Ebenso wenig sei er berufsunfÃ¤hig. Er sei zwar angesichts seines beruflichen
Werdegangs als besonders hoch qualifizierter Facharbeiter einzustufen und damit
nur auf ebenso qualifizierte oder zumindest auf TÃ¤tigkeiten mit der Qualifikation
des Facharbeiters verweisbar, auch sei der KlÃ¤ger gesundheitlich nicht mehr in der
Lage, den Beruf des Malermeisters vollwertig auszuÃ¼ben, dennoch sei er nicht
berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 SGB VI, da der KlÃ¤ger zumutbarerweise auf
TÃ¤tigkeiten im BÃ¼robereich eines groÃ�en Malerbetriebes, eines grÃ¶Ã�eren
Bauunternehmens oder eines ArchitekturbÃ¼ros verweisbar sei. Die notwendigen
bÃ¼rotechnischen, kaufmÃ¤nnischen Kenntnisse mÃ¼sse der KlÃ¤ger durch den
Besuch der Meisterschule und seine bisherige TÃ¤tigkeit als Leiter eines
selbststÃ¤ndigen Handwerksbetriebes haben. Trotz seiner eingeschrÃ¤nkten
WegefÃ¤higkeit sei der KlÃ¤ger unter Zuhilfenahme von orthopÃ¤dischem
Schuhwerk und einem eigenen Kraftfahrzeug, das der KlÃ¤ger besitze, in der Lage,
einen zumutbaren Arbeitsplatz zu erreichen.

Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger mit der Berufung. Nachdem dem KlÃ¤ger wegen
VersÃ¤umens der Berufungsfrist mit Beschluss des Senats vom 06.10.2000 die
Wiedereinsetzung in vorigen Stand gewÃ¤hrt worden war, holte der Senat
zunÃ¤chst Gutachten zum beruflichen LeistungsvermÃ¶gen auf innerem und
orthopÃ¤dischem Fachgebiet ein.

In seinem internistischen Gutachten vom 02.02.2001 stellte Dr.E. die Diagnosen:
Ausschluss einer sozialmedizinisch relevanten arteriellen Verschlusskrankheit,
Verdacht auf arteriellen Hypertonus, differenzialdiagnostisch
Medikamentennebenwirkung, Adipositas Grad I, grenzwertige HyperlipidÃ¤mie. Die
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kÃ¶rperlichen und geistigen FÃ¤higkeiten einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen
seien durch diese GesundheitsstÃ¶rungen nur gering beeintrÃ¤chtigt. Von Seiten
seines Fachgebiets seien dem KlÃ¤ger noch leichte bis mittelschwere Arbeiten
vollschichtig ohne qualitative EinschrÃ¤nkungen mÃ¶glich. Ebenso wenig sei
dadurch eine Begrenzung des Anmarschweges zur ArbeitsstÃ¤tte zu begrÃ¼nden.
Im Vordergrund des Krankheitsbildes stÃ¼nden die von Seiten des orthopÃ¤dischen
Fachgebietes zu beurteilenden Leiden. Dazu hat Dr.F. am 29.01.2001 ein Gutachten
erstattet. Neben den Verletzungsfolgen des Arbeitsunfalles aus dem Jahre 1995 hat
der Ã¤rztliche SachverstÃ¤ndige beginnende VerschleiÃ�erscheinungen an der
HalswirbelsÃ¤ule, Beschwerden von Seiten der LendenwirbelsÃ¤ule, eine
HÃ¼ftdysplasie beidseits, beginnende VerschleiÃ�erscheinungen der Kniegelenke
beidseits und ein erhebliches Ã�bergewicht festgestellt. Eine wesentliche
EinschrÃ¤nkung des kÃ¶rperlichen LeistungsvermÃ¶gens begrÃ¼nde sich aus den
Verletzungsfolgen des Arbeitsunfalles aus dem Jahre 1995, wodurch die Geh- und
StehfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers erheblich herabgesetzt sei. Insbesondere kÃ¶nne der
KlÃ¤ger keine TÃ¤tigkeiten im Gehen oder Stehen, auf Leitern und GerÃ¼sten oder
auf unwegsamen GelÃ¤nde ausfÃ¼hren. Gesundheitlich zumutbar sei lediglich eine
TÃ¤tigkeit im Sitzen, wie sie eine BÃ¼rotÃ¤tigkeit darstelle. AufsichtsfÃ¼hrende
TÃ¤tigkeiten auÃ�erhalb eines BÃ¼ros seien nicht mehr zumutbar. Sitzende
TÃ¤tigkeiten im BÃ¼ro seien dem KlÃ¤ger jedoch vollschichtig zumutbar. Wie weit
beim KlÃ¤ger die WegefÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt sei, sei von orthopÃ¤dischem
Fachgebiet schwierig zu beurteilen, sicher sei jedenfalls, dass der KlÃ¤ger in der Tat
so gut wie nicht gehe und das GehvermÃ¶gen auch reduziert sei. Es bestehe beim
KlÃ¤ger hÃ¶chstwahrscheinlich ein Reizzustand der unteren Sprunggelenke, die es
ihm tatsÃ¤chlich nicht mÃ¶glich mache, 500 m einfacher Strecke in angemessener
Geschwindigkeit zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen. Die Situation lieÃ�e sich jedoch nach
einem entsprechenden operativen Eingriff mit Versteifung der Sprunggelenke bis zu
Wiederherstellung der WegefÃ¤higkeit verbessern. Gegebenenfalls kÃ¶nnte ein
psychiatrisches Gutachten die Frage der Somatisierung bzw. eines selbststÃ¤ndigen
Schmerzsyndroms klÃ¤ren. Es sei dem KlÃ¤ger jedoch mÃ¶glich enen Pkw fÃ¼r den
Weg zur ArbeitsstÃ¤tte zu benutzen.

Dazu Ã¤uÃ�erte sich die Beklagte in ihrer Stellungnahme vom 19.04.2001
dahingehend, dass dem KlÃ¤ger selbst dann der Arbeitsmarkt nicht verschlossen
sei, wenn er weniger als 500 m zu FuÃ� zurÃ¼cklegen kÃ¶nne. Er sei im Besitz
eines Pkw, dessen BenÃ¼tzung ihm auch gesundheitlich zumutbar sei.
GewÃ¶hnlich stÃ¼nden fÃ¼r Gehbehinderte entsprechende
SchwerbehindertenparkplÃ¤tze in unmittelbarer BetriebsnÃ¤he zur VerfÃ¼gung. In
einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 01.06.2001 fÃ¼hrte Dr.F. dazu aus, dass
die Anmarschwege von einem Pkw in ein BÃ¼ro von ca. 400 m gesundheitlich
zumutbar seien. Ebenso sei es dem KlÃ¤ger mÃ¶glich, wÃ¤hrend der Arbeit die im
BÃ¼ro Ã¼blichen kurzen Wege zu AktenschrÃ¤nken oder Schreibtischen
zurÃ¼ckzulegen, soweit dabei nicht mehr als 5 % des Arbeitstages und nicht
insgesamt mehr als 500 bis 600 m pro Arbeitstag zurÃ¼ckgelegt werden
mÃ¼ssten. Dazu reiche das vom KlÃ¤ger getragene orthopÃ¤dische Schuhwerk
aus, sodass der KlÃ¤ger dazu auch keine KrÃ¼cken benÃ¼tzen mÃ¼sse.

AnschlieÃ�end hat die Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.O. ein
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neuropsychiatrisches Gutachten zum beruflichen LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
erstattet. In ihrem schriftlichen Gutachten vom 03.11.2001 stellt sie ab dem
Begutachtungszeitpunkt das Vorliegen eines reaktivdepressiven
Versagungssyndroms in Kombination mit einem chronischen Schmerzsyndrom fest,
das den KlÃ¤ger sowohl in qualitativer wie in quantitativen Hinsicht beruflich
beeintrÃ¤chtige. Derzeit lasse das verbliebene LeistungsvermÃ¶gen nicht mehr als
geringfÃ¼gige TÃ¤tigkeiten zu im Umfang von unter dreistÃ¼ndig tÃ¤glicher
ErwerbstÃ¤tigkeit. Was die WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers anlange, sei anzunehmen,
dass er bei BenÃ¼tzung eines eigenen Pkws und einem entsprechenden Ã¶rtlich
nahen Behindertenparkplatz durchaus in der Lage sei, die Weg- strecken zum
Arbeitsplatz und zurÃ¼ck zu bewÃ¤ltigen. Es bestehe eine begrÃ¼ndete Aussicht,
dass durch eine einschlÃ¤gige psychosomatisch-psychotherapeutisch-
nervenÃ¤rztliche Behandlung unter BerÃ¼cksichtigung schmerztherapeutischer
Gesichtspunkte die quantitativen BeschrÃ¤nkungen des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens beseitigt werden kÃ¶nnten.

Die Beklagte erklÃ¤rte sich darufhin bereit, seit 25.10.2001 volle Erwerbsminderung
gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.2 SGB VI anzuerkennen und zeitgleich BerufsfÃ¤higkeit
gemÃ¤Ã� Â§ 240 Abs.2 SGB VI. Dementsprechend bestehe Anspruch auf Rente
wegen voller Erwerbsminderung ab 01.05.2002 befristet bis 31.10.2003, da es
wahrscheinlich sei, dass sowohl die volle Erwerbsminderung wie die
BerufsunfÃ¤higkeit behoben werden kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger hat hiergegen die
Auffassung vertreten, ihm stÃ¼nde ab 01.11.1996 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI a.F. auf Dauer zu und fÃ¼r die Zeit vom 01.05.2002 bis
31.10.2003 darÃ¼ber hinaus die Rente wegen voller Erwerbsminderung, Ã¼ber
deren WeitergewÃ¤hrung nach Ablauf zu entscheiden sei.

In ihrer Stellungnahme vom 03.06.2002 wies die Beklagte darauf hin, dass die
UmstellungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers vor dem 25.10. 2001 nicht gemindert gewesen
sei und deshalb auch vor diesem Zeitpunkt keine BerufsunfÃ¤higkeit , schon gar
nicht auf Dauer, bestehe.

Der Senat hat darauf ein berufskundliches Gutachten des Landesarbeitsamtes
Bayern zur Frage eines mÃ¶glichen BÃ¼roeinsatzes des KlÃ¤gers auf
Facharbeiterebene eingeholt. In seiner Stellungnahme vom 12.02.2003 fÃ¼hrte das
Landesarbeitsamt Bayern aus, es sei beim KlÃ¤ger, der nur einen kleinen
Handwerksbetrieb gefÃ¼hrt habe, nicht zu erwarten, dass er die fÃ¼r die Arbeit in
grÃ¶Ã�eren Handwerksbetrieben notwendigen Kenntnisse besitze. In der Regel
benÃ¶tigen Handwerksmeister eine zusÃ¤tzliche Ausbildung z.B. in LehrgÃ¤ngen
zum "Betriebswirt des Handwerks", deren Dauer zwischen drei und zwÃ¶lf Monaten
liege. Es sei nicht zu erwarten, dass der KlÃ¤ger in einer maximal dreimonatigen
Einarbeitungszeit die Kenntnisse erwerben kÃ¶nne, die innerhalb eines BÃ¼ros
groÃ�er Handwerksbetriebe erforderlichen hoch qualifizierten Arbeiten
auszufÃ¼hren. Im Ã�brigen wÃ¼rden, je grÃ¶Ã�er ein Betrieb sei, die klassischen
Aufgaben wie Kalkulation, Materialverwaltung, Arbeitsvorbereitung sehr arbeitsteilig
organisiert und diese Aufgaben insbesondere von Ingenieuren, Technikern,
Betriebswirten oder Kaufleuten oder zumindest von einschlÃ¤gig fortgebildeten
gewerblichen FachkrÃ¤ften einschlieÃ�lich Meistern ausgeÃ¼bt. Diese Kenntnisse
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kÃ¶nne ein Malermeister, der einen kleinen Handwerksbetrieb gefÃ¼hrt habe, auch
innerhalb einer Einarbeitungszeit von drei Monaten nicht erwerben. Zudem
gehÃ¶rten bei der AusÃ¼bung derartiger TÃ¤tigkeiten grundlegende EDV-
Kenntnisse, die beim KlÃ¤ger ebenfalls nicht zu erwarten seien. Durch die
komplexen ArbeitsmÃ¶glichkeiten am Computer sei eine Vernetzungsintegration
der TÃ¤tigkeit in einem Betrieb mÃ¶glich und damit insbesondere die mangelnde
Beweglichkeit des KlÃ¤gers auszugleichen, andererseits sei nicht zu erwarten, dass
die dafÃ¼r nÃ¶tigen Kenntnisse beim KlÃ¤ger vorhanden seien oder innerhalb von
drei Monaten zusÃ¤tzlich erlangt werden kÃ¶nnten.

Die Beklagte vertritt dagegen in ihrer Stellungnahme vom 03.04. 2003 weiterhin die
Ansicht, dass der KlÃ¤ger durch seine Ausbildung zum Meister und seine Erfahrung
als Betriebsleiter in der Lage wÃ¤re, sich innerhalb von drei Monaten auf eine
zumutbare BÃ¼rotÃ¤tigkeit in einem grÃ¶Ã�eren Betrieb einzuarbeiten. 1997 sei
die UmstellungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers auch noch als ausgezeichnet beschrieben
worden, sodass jedenfalls der Leistungsfall der BerufsunfÃ¤higkeit seinerzeit nicht
eingetreten sei. Dieser sei entsprechend ihrem Angebot vom 16.01.2002 erst mit
der Untersuchung durch Dr.O. nachgewiesen.

Zur weiteren BegrÃ¼ndung seiner Berufung legte der KlÃ¤ger Befundberichte des
behandelnden Neurologen und Psychiaters Dr.N. vom 26.05.2003 und 02.11.2000
vor, worin im Wesentlichen ein unverÃ¤ndertes Beschwerdebild von Seiten des
nervenÃ¤rztlichen Fachgebietes, d.h. depressives Syndrom mit Somatisierung
diagnostiziert ist, beschrieben wird.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Urteils des
Sozialgerichts Regensburg vom 26.01.2000 sowie des Bescheides vom 10.03.1997
in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25.06.1997 zu verurteilen, ihm ab
01.11.1996 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu leisten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen waren die Akten der Beklagten und die des Sozialgerichts Regensburg,
die Akten des Bayerischen Landessozialgerichts in Streitigkeiten mit der
Bauberufsgenossenschaft und die Akten der Bauberufsgenossenschaft, auf deren
Inhalt sowie auf den Inhalt der Berufungsakte zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes
Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die durch den Senat gewÃ¤hrte Wiedereinsetzung zulÃ¤ssige Berufung ist, soweit
der KlÃ¤ger mit ihr Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 01.11.1996 gemÃ¤Ã� Â§ 43
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der zum 31.12.2000 gÃ¼ltigen Fassung
begehrt, auch begrÃ¼ndet.

Danach erhÃ¤lt derjenige Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, dessen
ErwerbsfÃ¤higkeit infolge von GesundheitsstÃ¶rungen auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen eines kÃ¶rperlich und geistig gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher
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Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen gesunken ist. Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit des Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die den KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten des Versicherten
entsprechen und die ihm mit RÃ¼cksicht auf die Dauer und den Umfang seiner
Ausbildung sowie seiner bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen.

Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt der KlÃ¤ger bereits vor dem Datum der
Antragstellung. Auch wenn der KlÃ¤ger im gesamten streiti- gen Zeitraum
selbststÃ¤ndig einen Handwerksbetrieb betreibt, so- BerufsunfÃ¤higkeit nicht aus
(vgl. BSG, Urteil vom 22.02.1989, Az.: 5 RJ 20/88).

Der KlÃ¤ger muss sich zwar grundsÃ¤tzlich auf eine TÃ¤tigkeit als selbststÃ¤ndiger
Handwerksmeister verweisen lassen ebenso wie auf eine unselbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit, dies selbst dann, wenn er als selbststÃ¤ndiger Handwerksmeister
weiterhin tÃ¤tig bleibt. Eine Verweisung auf seine TÃ¤tigkeit im eigenen Betrieb
kommt jedoch nur dann in Betracht, wenn diese dem KlÃ¤ger gesundheitlich
zumutbar ist und er trotz gesundheitlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen in seinem
eigenen Betrieb noch TÃ¤tigkeiten verrichten kann, deren Wert mindestens die
HÃ¤lfte des vor Eintritt der LeistungseinschrÃ¤nkung erzielten "Unternehmerlohns"
erreicht. (Vgl. BSG, Urteil vom 16.12.1993, Az.: 13 RJ 31/92). Eben diese die
BerufsunfÃ¤higkeit ausschlieÃ�ende TÃ¤tigkeit im eigenen Handwerksbetrieb kann
der KlÃ¤ger jedoch nicht ausfÃ¼hren und fÃ¼hrt sie auch nicht aus. Aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden wÃ¤re der KlÃ¤ger lediglich noch in der Lage, reine
BÃ¼rotÃ¤tigkeiten innerhalb seines Unternehmens auszuÃ¼ben. Diese fallen
jedoch offensichtlich nicht in einem Umfang an, die von ihrem Wert her mindestens
die HÃ¤lfte des vor Eintritt der LeistungseinschrÃ¤nkung erzielten
Unternehmerlohns erreichen. Dies ergibt sich einerseits aus der Tatsache, dass der
KlÃ¤ger bis zu seinem Arbeitsunfall in seinem Betrieb handwerklich mitgearbeitet
hat und die BÃ¼roarbeit im Wesentlichen von seiner Mutter erledigt worden ist;
worauf auch die UmstÃ¤nde des Arbeitsunfalls aus dem Jahre 1995, der dem
KlÃ¤ger anlÃ¤sslich einer handwerklichen TÃ¤tigkeit zugestoÃ�en ist, hinweisen.
Ebenso wenig ist der KlÃ¤ger gesundheitlich noch zu den Ã¼blichen
aufsichtsfÃ¼hrenden und administrativen TÃ¤tigkeiten in der Lage, die in einem
Handwerksbetrieb augenscheinlich Ã¼berwiegend auÃ�erhalb des BÃ¼ros
auszuÃ¼ben sind, wie zum Beispiel Kundenbesuch, AufmaÃ�, Ã�berwachung der
Baustellen und Lehrlingsausbildung. Im Rahmen des gesundheitlich Zumutbaren
bleibt deshalb lediglich in zeitlich geringem Umfang die BÃ¼rotÃ¤tigkeit fÃ¼r den
KlÃ¤ger, wie sie der Landesinnungsverband des bayerischen Maler- und
Lackiererhandwerks- Stellungnahme vom 14.03.1997 beschreibt. Der Senat geht
deshalb davon aus, dass der KlÃ¤ger innerhalb seines selbststÃ¤ndigen
Handwerksbetriebes keinen gesundheitlich und sozial zumutbaren Arbeitsplatz
innehat, auf den der KlÃ¤ger von seinem wirtschaftlichen Wert her verwiesen
werden kann.

Ebenso wenig kann der KlÃ¤ger auf eine lohnabhÃ¤ngige TÃ¤tigkeit verwiesen
werden. Als Handwerksmeister ist er nach dem vom Bundessozialgericht
entwickelten Berufsgruppenschema als besonders hoch qualifizierter Arbeitnehmer
zu beurteilen und damit nur auf TÃ¤tigkeiten verweisbar, die in ihrer QualitÃ¤t
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mindestens der eines Facharbeiters mit dreijÃ¤hriger Ausbildung entsprechen. In
Anbetracht der fÃ¼r ihn gesundheitlich lediglich in Frage kommenden Arbeiten mit
reinen BÃ¼rotÃ¤tigkeiten hat der KlÃ¤ger jedoch nicht die dafÃ¼r nÃ¶tige
Qualifikation und kann diese auch nicht innerhalb von drei Monaten
Einarbeitungszeit erreichen. Dies ergibt sich aus den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des Landesarbeitsamtes Bayern vom 12.02.2003. Danach hat ein
Handwerksmeister eines Kleinbetriebes nicht die fÃ¼r eine hoch qualifizierte
BÃ¼rotÃ¤tigkeit erforderlichen Kenntnisse, die er auch nicht innerhalb von drei
Monaten sich anzueignen in der Lage ist. Dementsprechend ist der KlÃ¤ger auch
nicht auf fÃ¼r ihn sozial zumutbare ArbeitsplÃ¤tze auÃ�erhalb seines
Handwerksbetriebes verweisbar, die laut der berufskundlichen Stellungnahme des
Landesarbeitsamtes durchaus in der nÃ¶tigen Anzahl und Anforderungen an die
Qualifikation im Bundesgebeit anzutreffen sind, weil er dafÃ¼r weder die nÃ¶tigen
Kenntnisse hat, noch sie innerhalb von drei Monaten erwerben kann.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt deshalb die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit seit Antragstellung.

Die Beklagte war daher unter AbÃ¤nderung des angefochtenen Urteils des
Sozialgerichts Regensburg und ihrer Bescheide zu verurteilen, dem KlÃ¤ger Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 01.11.1996 zu gewÃ¤hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1
und 2 nicht vorliegen.

Erstellt am: 19.01.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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